
eher ernüchternd. In den vergangenen
rund zwei Jahrzehnten haben sich
zwar die Schüler- und Studentenzah-
len, die Zahl der beschäftigten Lehrer,
die Ausgaben für Schulen und Hoch-
schulen und die Bauinvestitionen
stark und kontinuierlich erhöht. We-
nig dramatisch aber hat sich die sozia-
le Herkunftsstruktur der Schüler und
Studenten verändert: verschwunden
ist lediglich das traditionelle weibli-
che Bildungsdefizit; der weiterführen-
de Schulbesuch und ein Studium von
Kindern von Arbeitern, einfachen An-
gestellten und Beamten oder von
Landwirten ist immer noch sehr viel
weniger wahrscheinlich als im Fall
eines bürgerlichen Herkunftsmilieus.
Trotz der enormen Bildungsexpan-
sion ist auch die organisatorisch-insti-
tutionelle Struktur unseres Bildungs-
wesens im Ganzen unverändert ge-
blieben: für den Schulbereich haben
die Schulgesetze von 1962, insbeson-
dere das SchOG, praktisch eine Struk-
tur festgeschrieben, die trotz der ver-
schiedenen Novellen, trotz vieler
Schulversuche und mancher kleiner
Reform bis heute unverändert gilt.
Für diese hohe Stabilität in der Orga-
nisation des Unternehmens "Schule"
sind zwei Umstände wesentlich: zum
einen die Festlegung, daß die Schulor-
ganisation nur mit einer Zweidrittel-
mehrheit im Parlament verändert wer-
den kann, zum anderen die Festle-
gung einer Bundeskompetenz in
Schulfragen, die - anders als in den
meisten föderalistisch verfaßten Staa-
ten - eine Konkurrenz von bildungs-
politischen Zielen und Konzepten der
einzelnen Bundesländer ausschließt.

Auch im Hochschulbereich haben
wir diese hohe Stabilität. Mit dem
UOG wurden zwar 1975 Mitbestim-
mungsregelungen und organisatori-
sche Bestimmungen gesc~affen, die
vielfach als einschneidend empfun-

BERICHTE UND DOKUMENTE

Das Bildungssystem
Österreichs -
Alte und neue
Aufgaben der

Bildungspolitik*)

HANS-JOACHIM BODENHÖFER

Die Bildungspolitik ist wieder etwas
ins Gerede gekommen: besorgt erkun-
digen sich manche Kommentatoren
nach der "Europareife" unseres Bil-
dungssystems. Auch das Schlagwort
vom "Facharbeitermangel" ist noch
aktuell, und hier wird die Sache
grundsätzlicher: haben wir zuviel wei-
terführenden Schulbesuch, zuviel Ma-
turanten und Studenten, zu viele -
und daher zunehmend arbeitslose -
Akademiker, während andererseits
die Zahl der Lehrlinge zurückgeht
und die Betriebe einen Mangel an
Facharbeitern beklagen? Dies führt
dann oft zu einer recht kritischen Bi-
lanz der Entwicklung von Bildungsre-
form und Bildungsexpansion: gemes-
sen an manch hochfliegenden Erwar-
tungen und Zielsetzungen der Bil-
dungspolitik zu Ende der 60er Jahre-
der Zeit, der dann gerne eine "Bil-
dungs euphorie" bescheinigt wird - ist
die Bilanz des tatsächlich Erreichten

*) Referat beim Neujahrsseminar des
Arbeitskreises Dr. Benedikt Kautsky,
4. bis 8. Jänner 1989 in Bad Mitterndorf.
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den wurden, tatsächlich jedoch keine
Zäsur der Hochschulentwicklung dar-
stellen. Ähnliches gilt für den Rahmen
des Studienrechts und für die über ein
Jahrzehnt verspätete Reform des
Dienstrechts der Hochschullehrer. So
haben die Universitäten insbesondere
in keiner Weise darauf reagiert, daß
heute ein viel größerer Anteil eines
Altersjahrganges, eine nach Alter, be-
ruflicher Erfahrung, Bildungsmotiva-
tion, Ausbildungsziel und Lernvor-
aussetzungen sehr inhomogene Stu-
dentenschaft an die Hochschulen
kommt.

Die Bildungsexpansion hat also im
wesentlichen im Rahmen unveränder-
ter Strukturen stattgefunden. Weitrei-
chende Reformziele qualitativer Art -
wie etwa die Gesamtschule, die inte-
grierte Lehrerbildung, die Integration
von allgemeiner und beruflicher Bil-
dung - wurden aufgegeben oder ver-
fehlt. Lange Zeit haben die quantitati-
ven Probleme im Vordergrund gestan-
den: der Lehrermangel, der Ausbau
von Schulen und Hochschulen ent-
sprechend der steigenden Bildungs-
nachfrage, die genügende Zahl von
Lehrstellen für die Angehörigen der
stark besetzten Altersjahrgänge. Erst
in den letzten Jahren hat die demogra-
phische Entwicklung hier eine Entla-
stung gebracht, mit Ausnahme des
Hochschulbereichs, wo erst um die
Mitte der 90er Jahre rückläufige Stu-
dentenzahlen zu erwarten sind. Die
Engpässe und Kapazitätsprobleme,
die die Bildungsexpansion der 70er
und der frühen aOer Jahre begleitet
haben, waren trotz der umfangreichen
Reformdiskussion, einer tiefgreifen-
den Umgestaltung und Erneuerung
von Schule, Hochschule und Berufs-
bildung nicht günstig, wobei der bil-
dungspolitische Immobilismus in
Österreich durch den schulgesetzlich
.eingebauten Konsenszwang noch ver-
stärkt wird und die Hochschulen sich
aus anderen Gründen als wenig re-
formfähig erwiesen haben.

Die Phase einer schubartigen Ex-
pansion im Bildungsbereich ist heute
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im wesentlichen abgeschlossen, und
die Bildungspolitik hat in der politi-
schen Diskussion keine eigentliche
Konjunktur. Im Vordergrund des In-
teresses stehen heute eher strukturelle
Probleme der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und das Ungleichgewicht
am Arbeitsmarkt, auch wenn diese
Probleme derzeit durch unerwartet
günstige weltwirtschaftliche Rahmen-
bedingungen verdeckt oder gemildert
werden. In den vergangenen Jahren
hat sich die Rate des wirtschaftlichen
Wachstums stark abgeschwächt, so-
daß der Produktivitätsfortschritt mit
Freisetzungseffekten auf den Arbeits-
markt durchschlug und eine immer
noch hohe Arbeitslosigkeit begründet
hat. Die Modernisierung der Produk-
tionsstruktur in Anpassung an verän-
derte ökonomische und ökologische,
technische und gesellschaftliche Rah-
menbedingungen des Wachstums und
in einem Innovationswettbewerb der
entwickelten Industrieländer hat
durchaus Fortschritte zu verzeichnen,
doch befinden wir uns bestenfalls in
einem Aufholprozeß und allenfalls in
wenigen schmalen Marktsegmenten
und Technologiebereichen auch in der
Position des Markt- und Technologie-
führers. Die überdurchschnittlichen
Verbesserungen von Wohlstandsindi-
katoren, wie sie in der Vergangenheit
erreicht wurden, sind daher trotz der
unerwartet hohen Wachstumsrate im
vergangenen Jahr für die absehbare
Zukunft nicht wieder zu erwarten.
Hinzu kommt, daß heute die Argu-
mente und Gewichte der Zielfunktion
heftig umstritten sind, an der sich
Wachstum als Fortschritt von Wohl-
stand und Lebensqualität messen
muß. Viel mehr so jedenfalls als bei
dem geringeren Niveau von Einkom-
men und Konsummöglichkeiten in
der Vergangenheit, bis in die 70er J ah-
re, und bis zu dem Einsetzen eines
Prozesses, der als Wertewandel be-
zeichnet und gerne auch mit Techno-
logiefeindlichkeit in Verbindung ge-
bracht wird.

Gibt es nun einen Zusammenhang



zwischen den Strukturproblemen un-
seres Wachstums, der Rolle neuer
Technologien und dem Ausbildungs-
bereich ? Gibt es da wie dort Moderni-
tätsrückstände und sind diese in ir-
gen deiner Weise miteinander ver-
knüpft? Sicher gibt es diese Verbin-
dung nicht in der Weise, daß sich ein
höherer Bildungsaufwand automa-
tisch für die Gesamtwirtschaft in hö-
herem Wirtschaftswachstum nieder-
schlägt und damit "rentiert". Ebenso
sicher aber stellt der menschliche Fak-
tor, stellen Qualifikation und Motiva-
tion der Arbeitskräfte, stellen Erfin-
dungskraft und Innovationsorientie-
rung vom obersten Management bis
zum betrieblichen Vorschlagswesen,
letztlich die wesentliche Quelle der
wirtschaftlichen Dynamik dar, zumal
ein Land ohne nennenswerte eigene
Rohstoffbasis sein wesentliches Kapi-
tal nur in den Köpfen der Menschen
liegen hat.

Tatsächlich war auch der Prozeß
des Wachstums und des technischen
Fortschritts in den vergangenen Jahr-
zehnten mit einem generellen Anstieg
des Qualifikationsniveaus der Arbeits-
kräfte verbunden. Die Frage, in wel-
che Richtung der technische Fort-
schritt - die Rationalisierung und Au-
tomatisierung der Produktion oder
speziell die Revolution der Mikroelek-
tronik - die Qualifikationsstruktur in
der Gesamtwirtschaft verändern wer-
de, war lange heftig umstritten. Theo-
retische Überlegungen und vereinzel-
te empirische Befunde aus Fallstu-
dien, vor allem zur industriellen Pro-
duktion, führten in den 60er und 70er
Jahren zu vollkommen widerspre-
chenden Trendprognosen: Während
manche Autoren einen generellen
Prozeß der Dequalifizierung festzu-
stellen glaubten, wurde in anderen
Untersuchungen eine generelle Hö-
her qualifizierung, ein steigender Qua-
lifikations bedarf zur Bewältigung der
neuen Technologien vorausgesagt.
Die stärkste Unterstützung fand je-
doch eine These, die diese beiden Ent-
wicklungstrends kombiniert; die

künftige Qualifikationsstruktur sollte
demnach von einer zunehmenden Po-
larisierung bestimmt sein: einerseits
wurde ein zunehmender Bedarf an
hochqualifizierten Fachkräften erwar-
tet, eine wachsende Zahl von Inge-
nieuren, Technikern etc., die den tech-
nischen Fortschritt "produzieren" und
seinen Einsatz in der Produktion steu-
ern und überwachen, während gleich-
zeitig aber auch die Zahl der ungelern-
ten und angelernten Hilfs- und Resttä-
tigkeiten zunehmen sollte und der
mittlere Qualifikationsbereich - die
Qualifikationsebene etwa des Fachar-
beiters - stark an Bedeutung verlöre.

Die Erwartung einer "Ausdünnung"
des mittleren Qualifikationsbereichs,
die These vom "Ende der Facharbeit",
hat sich, soweit man heute die Ent-
wicklung der Qualifikationsstruktur,
vor allem auch im industriellen Be-
reich übersehen kann, als falsch er-
wiesen. Der technische Fortschritt
scheint zu einem generellen Anstieg
des Qualifikationsniveaus der Be-
schäftigten zu führen, er ist - unverän-
dert - arbeitssparend, aber gleichzei-
tig und verstärkt qualifikationsnut-
zend bzw. humankapitalintensiv.

Mit dem technischen Fortschritt
vollzieht sich ein tiefgreifender Wan-
del in der Struktur der Produktion:
- ein Konzentrationsprozeß führt zu

immer größer werdenden Unterneh-
menseinheiten, in denen jedoch ver-
stärkt dezentrale Entscheidungs-
strukturen und Ergebnisverant-
wortlichkeit die notwendige Flexi-
bilität und Anpassungsfähigkeit der
Organisation sichern sollen;

- der unmittelbaren Produktion vor-
und nachgelagerte Funktionsberei-
che gewinnen an Bedeutung; zu die-
ser Tertiärisierung im Bereich der
Industrie gehören eine wachsende
F&E-Aktivität, eine aufwendigere
Produktions planung und -steue-
rung, Arbeitsvorbereitung, Quali-
tätskontrolle etc. wie auch die Aus-
lagerung von solchen tertiären
Funktionen in selbständige Unter-
nehmen (wie etwa Rechenzentren)
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oder der Bezug produktionsbezoge-
ner Dienstleistungen am Markt (wie
etwa von Software-Häusern);

- in der kapitalintensiver werdenden
Produktion werden die Arbeitsvoll-
züge zunehmend abstrakt, werden
Kontroll- und Steuerungsfunktio-
nen, der Eingriff bei Störfällen und
die präventive Wartung und In-
standhaltung eines reibungslosen
Produktionsflusses immer bedeut-
samer; diese Aufgaben erfordern
das Verständnis komplexer Zusam-
menhänge, technische Sensibilität
und hohe Verantwortlichkeit.
Alle diese Entwicklungstrends wir-

ken in Richtung eines höheren Quali-
fikationsbedarfs, stützen die These ei-
nes generellen Anstiegs des Qualifika-
tionsniveaus im Zuge eines intensiven
Wachstums durch technischen Fort-
schritt.

Eine andere, in der aktuellen ar-
beitsmarktpolitischen Diskussion so
populäre These, die These vom Fach-
arbeitermangel, scheint dieser Ein-
schätzung eher zu widersprechen,
wenn man, wie dies meist geschieht,
den Mangel an Facharbeitern in dem
anhaltenden Zustrom zu weiterfüh-
render und höherer Bildung, zur Ma-
tura an AHS und BHS, und zu den
Hochschulen begründet sieht. Tat-
sächlich jedoch ist in dem Prozeßder
Bildungsexpansion der Anteil von Ju-
gendlichen, die die Lehrausbildung
als Weg in den Beruf wählen, mit rund
40 Prozent praktisch konstant geblie-
ben. Die Lehrausbildung hat also
nicht an Bedeutung verloren; der zu-
nehmende Besuch weiterführender
Schulen und die wachsende Studen-
tenzahl hat vielmehr den Anteil von
Jugendlichen, die ohne formale beruf-
liche Qualifizierung eine Erwerbstä-
tigkeit aufnehmen, von rund 20 Pro-
zent auf 3 bis 4 Prozent eines Alters-
jahrganges drastisch reduziert. Tat-
sächlich gehen die Lehrlingszahlen
heute in ihrer absoluten Größe zu-
rück, doch ist diese Entwicklung
durch die demographische Kompo-
nente der schwächer besetzten Jahr-
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gänge bestimmt, genauso wie die Re-
kordwerte der Lehranfängerzahlen zu
Ende der siebziger Jahre.

Vielmehr ist anzunehmen, bei aller
Unlösbarkeit eines solchen Zurech-
nungsproblems, daß der heute viel-
fach beklagte Facharbeitermangel sei-
ne Ursachen in der Erwartung vom
"Ende der Facharbeit" im Zuge der
technischen Entwicklung hat, in der
Erwartung also, daß die Polarisie-
rungsthese die Tendenz der Qualifika-
tionsstruktur zutreffend beschreibe.
Diese in den siebziger Jahren zumeist
vertretene These hat sich jedoch als
falsch erwiesen.

Tatsächlich ist auch der Facharbei-
termangel konzentriert auf "moder-
ne", industrielle Facharbeiterberufe
und damit nur ein Indiz für bestehen-
de grundsätzliche Strukturprobleme
dieses wichtigen Bereichs der Berufs-
bildung. Das traditionelle duale Sy-
stem der praktischen Ausbildung in
Betrieben, verbunden mit allgemeiner
und fachtheoretischer Bildung in den
Berufsschulen, weist eine Reihe von
wesentlichen Vorzügen auf gegenüber
den rein schulischen Ausbildungsgän-
gen oder den rein betrieblichen An-
lern- und Ausbildungsprozessen, wie
sie die Berufsbildungssysteme außer-
halb des deutschsprachigen Raumes
im wesentlichen nur kennen (z. B.
Frankreich und die USA). Im Rahmen
der durch die Berufsbildungspolitik
vorgegebenen Bedingungen, etwa in
Form der Liste der anerkannten Aus-
bildungsberufe, der jeweiligen Berufs-
bilder, der Prüfungsbestimmungen
etc., erfolgt jedoch die Steuerung die-
ses Ausbildungsbereichs durch die
Angebotsentscheidungen der einzel-
nen Ausbildungsbetriebe, die sich
zwangsläufig an einzelbetrieblichen
Kosten- und Ertragsüberlegungen
orientieren.

Dieser dezentrale Steuerungsme-
chanismus führt offensichtlich zu
strukturellen Ungleichgewichten in
der Lehrausbildung: er ergibt z. B. ein
gravierendes Ausbildungsdefizit ein-
zelner Wirtschaftszweige und eine



überproportionale Ausbildungsinten-
sität in anderen Bereichen - so tradi-
tionell im Verhältnis von Industrie
und Gewerbe -, er ergibt eine Struktur
der Ausbildung nach Ausbildungsbe-
rufen, die keinen Bezug zu erkennba-
ren Entwicklungstendenzen der Be-
rufs struktur und des künftigen Fach-
kräftebedarfs aufweist, er ergibt ein an
verschiedenen Indikatoren ablesbares
großes Qualitätsgefälle der Ausbil-
dung in verschiedenen Ausbildungs-
betrieben oder schließlich auch eine
große Zahl von Betrieben, die nicht
ausbilden und über die Mobilität von
Ausgebildeten an der Ausbildungslei-
stung anderer Betriebe partizipieren.
Insgesamt weist damit die Berufsbil-
dung im dualen System in verschiede-
ner Hinsicht "Modernitätsrückstände"
auf, die durch einen schwerfälligen
und langwierigen Prozeß der Ent-
scheidungsfindung der Berufsbil-
dungspolitik noch verstärkt werden
(etwa wenn es um die Anpassung von
Ausbildungsinhalten an veränderte
technische und ökonomische Bedin-
gungen in einem Berufsfeld geht).

Bei allen Vorzügen des Systems der
Lehrausbildung - seiner Praxisorien-
tierung, dem Lernen unter Ernstfall-
bedingungen, der relativen Kosten-
günstigkeit, der hohen Elastizität des
Ausbildungsangebots, der Ausbil-
dung marktgängiger und nicht nur
betriebsspezifischer beruflicher Quali-
fikation - trotz all dieser Vorzüge
weist doch dieser zentrale Bereich der
Berufsbildung eine Reihe von Struk-
turproblemen und Defiziten auf, die
eine Herausforderung für die künftige
Berufsbildungspolitik darstellen. In
den vergangenen Jahrzehnten wurden
diese Schwächen und Modernitäts-
rückstände noch verdeckt durch eine
hohe Nachfrage nach Ausbildungs-
plätzen. Der Ausbau von schulischen
Ausbildungswegen und der Hoch-
schulen, zusammen mit dem Effekt
abnehmender Jahrgangsstärken von
Jugendlichen, schafft jedoch für die
Zukunft eine veränderte Situation,
nämlich ein Problem der Attraktivität

der Lehrausbildung in der Konkur-
renz um die Ausbildungswahl der Ju-
gendlichen.

Der demographische Effekt schafft
einen Nachfragemarkt, in dem das
Ausbildungsangebot der Lehre gegen
das Werben von Schulen und Hoch-
schulen für ihre Bildungsangebote be-
stehen muß. Es gibt keinen Grund,
nicht auch für diesen Bereich durch-
aus positive Effekte von einem Mehr
an Wettbewerb zu erwarten. Diese po-
sitiven Effekte werden vor allem in
einer erhöhten Qualität und Attrak-
tivität der Berufsbildung liegen müs-
sen, und es ist zunächst nur die Frage,
ob entsprechende Verbesserungen
der Ausbildung von der Reaktion der
Ausbildungsbetriebe auf die abge-
schwächte Nachfrage, einen sich ab-
zeichnenden Lehrlingsmangel, erwar-
tet werden können, oder ob nicht in
erster Linie die Berufsbildungspolitik
gefordert ist, die über veränderte Rah-
menbedingungen die Voraussetzun-
gen für ein leistungsfähigeres System
der Lehrausbildung schaffen müßte.

Erhöhte Qualität und Attraktivität
der Lehrausbildung wird jedenfalls
höhere Nettokosten der Ausbildung
(als Differenz von Bruttokosten und
dem Beitrag zur Produktion aus pro-
duktiver Ausbildung) für den Lehrbe-
trieb bedeuten: mehr formalisierte
Ausbildung, erhöhte Qualifikation der
Ausbilder, verringertes Gewicht der
Ausbildung durch produktive Mitar-
beit, höherer Anteil des Berufsschul-
unterrichts etc. Die Vermeidung be-
triebs spezifischer Einseitigkeiten der
Ausbildung bzw. die Notwendigkeit,
die volle Breite des Berufsbildes und
den Umgang mit modernsten Techno-
logien und Einrichtungen zu vermit-
teln, wird zudem eine verstärkte Ein-
beziehung von überbetrieblichen und
gemeinschaftlichen Lernmöglichkei-
ten in die Lehre erfordern. Hohe Net-
tokosten der Ausbildung schließen je-
doch für den Ausbildungsbetrieb die
Gefahr mit ein, die ausgebildete Fach-
kraft an Wettbewerber am Arbeits-
markt zu verlieren und damit auch die
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Investition in das künftige Fachkräfte-
potential im Betrieb.

Der Einfluß solcher externer Effek-
te auf Umfang und Qualität des Ange-
bots ist in der ökonomischen Theorie
nicht unbekannt; die Korrektur der
unerwünschten Auswirkungen kann
entweder über die Subventionierung
der Anbieter oder über Mechanismen
der Internalisierung und Umvertei-
lung von Kosten und Erträgen erfol-
gen. Für die Lehrausbildung würde
der erste Weg eine verstärkte Finan-
zierung der Berufsbildung aus dem
allgemeinen Steueraufkommen be-
deuten; die Lösung nach dem zweiten
Modell läge in der vieldiskutierten Be-
rufsbildungsabgabe aller Betriebe in
einen Fonds, aus dem akkredidierte
Ausbildungsbetriebe die Nettokosten
erstattet bekommen. In beiden Fällen
wäre mit dem veränderten Finanzie-
rungssystem für die Berufsbildungs-
politik offensichtlich auch die Mög-
lichkeit verbunden, die Entwicklung
der Berufsbildung in stärkerem Maße
an absehbaren Entwicklungen von Ar-
beitsmarkt und Beschäftigungssy-
stem zu orientieren.

In dem Maße, als die Lehrausbil-
dung in Zukunft nur durch höhere
Qualität hinreichend attraktiv ge-
macht werden kann - z. B. auch als
Weg in den Beruf für Maturanten -
und diese Qualitätssteigerung mit hö-
heren Kosten verbunden sein wird,
sind jedenfalls für die Organisation
und Finanzierung dieses Ausbil-
dungsbereichs veränderte institutio-
nelle Regelungen notwendig. Diesem
Kernbereich der Berufsbildung, der
immer noch für die Mehrzahl von Ju-
gendlichen den Weg zu beruflicher
Qualifizierung darstellt, kommt jeden-
falls für die Bewältigung der Anforde-
rungen des Wachstums durch techni-
schen Fortschritt an die Arbeitnehmer
zentrale Bedeutung zu.

Im Bereich der weiterführenden
Schulen hat die österreichische Bil-
dungspolitik im vergangenen Jahr-
zehnt den Ausbau der BHS in beson-
derer Weise forciert. Diese Entwick-
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lung kommt u. a. im Anteil von BHS
und AHS an der Zahl der Maturanten
zum Ausdruck, der für die BHS-Ma-
turanten von 27 Prozent (1970) auf 46
Prozent (1987) gestiegen ist. Während
die AHS praktisch ausschließlich als
Zubringerinstitution für den Hoch-
schulbereich fungiert und die AHS-
Matura kaum qualifizierte berufliche
Einmündungschancen eröffnet, zeich-
nen sich die BHS - als ein österrei-
chisches Spezifikum - durch die Ver-
bindung der Matura als Hochschul-
zugangsberechtigung mit dem Ab-
schluß einer qualifizierten Berufsaus-
bildung aus. Die früher sehr günstige
Arbeitsmarktsituation der BHS-Ma-
turanten hat sich in den letzten Jahren
jedoch deutlich verschlechtert und
u. a. zu einem zunehmenden Über-
gang von BHS-Absolventen in den
Hochschulbereich geführt. Dabei
stellt sich, vor allem für die techni-
schen Fachrichtungen der HTLs, zu-
dem die Frage, ob es die Entwicklung
von Wissenschaft und Praxis der je-
weiligen Fachdisziplinen auch in Zu-
kunft noch zuläßt, das traditionelle
Ausbildungsziel der Ingenieur-Quali-
fikation im Rahmen einer Sekundar-
schulausbildung mit Matura-Ab-
schluß zu vermitteln. Verschärft wird
dieses Problem der Zukunftschancen
der HTL durch den internationalen
Trend zu einer "Akademisierung" ver-
gleichbarer Ausbildungsgänge bzw.
durch die Frage der internationalen
Anerkennung des Ingenieur-Titels
(für die es zum Beispiel im Bereich der
EG Schwierigkeiten beim 6semestri-
gen Studium an deutschen Fachhoch-
schulen gibt). Ob die technische Ent-
wicklung, d. h. der steigende Wissens-
umfang in den einzelnen technischen
Disziplinen und die höhere Rate des
Veraltens von Wissen - die Grundla-
genorientierung und Theoriehaltigkeit
der Ausbildung erfordern gegenüber
unmittelbarer Berufsfertigkeit der Ab-
solventen -, die Aufgabe des traditio-
nellen Ausbildungszieles der HTL er-
zwingt und welche andere Struktur an
dessen Stelle treten könnte, sind offe-



ne Fragen, zu denen bislang kaum
Untersuchungen vorliegen. Bereits
mit der Schulgesetzgebung von 1962
wurde die Ausbildung von Volks- und
Hauptschullehrern, die zuvor im Se-
kundarschulbereich angesiedelt war,
"tertiärisiert" und den neu gegründe-
ten Pädagogischen Akademien über-
tragen - es ist immerhin die Frage, ob
die Veränderungen im Berufs bild von
Ingenieuren nicht eine ähnliche Auf-
wertung notwendig machen. In ihrer
heutigen Form und mit dem Ziel der
Ingenieurqualifikation stellt die HTL
möglicherweise keinen zukunftsträch-
tigen Typus einer höheren techni-
schen Ausbildung mit der Chance auf
internationale Anerkennung dar. Für
die Entwicklung von Reformvorschlä-
gen (wie sie von der Bundeswirt-
schaftskammer bereits vorgelegt wur-
den) wären jedoch zunächst Untersu-
chungen zum beruflichen Verbleib
und zur Karriereentwicklung ehemali-
ger HTL-Absolventen im Vergleich zu
anderen technischen Ausbildungs-
bzw. Studiengängen sowie zu den im
zeitlichen Verlauf möglicherweise ver-
änderten Rekrutierungsmustern und
den Einschätzungen durch Unterneh-
men und Fachvertretern notwendig.

Den Universitäten kommt für den
Prozeß des technischen Fortschritts
eine doppelte Funktion zu: Sie sind
der Ort, von dem in Grundlagenfor-
schung, angewandter Forschung und
technischer Entwicklung ein wesentli-
cher Teil der technologischen Dyna-
mik ausgeht, und sie sind der Ort der
formal höchst qualifizierten Ausbil-
dung für die Umsetzung und Nutzung
neuer Technologien, für Aufgaben der
Gestaltung einer zunehmend wissen-
schaftlich bestimmten Produktion
und Zivilisation, aber auch für eine
kritische Bewertung des gesellschaft-
lich Machbaren und Wünschbaren.
Mögliche Leistungen und akute Defi-
zitbereiche der österreichischen Uni-
versitäten im Hinblick auf die künfti-
ge wirtschaftliche Entwicklung unse-
res Landes wären noch detaillierter zu
diskutieren. Die angestrebte Teilnah-

me am Binnenmarkt der EG stellt hier
für die österreichischen Universitäten
offensichtlich eine besondere Chance
und eine hohe Herausforderung dar:
Die EG hat sich das Ziel der Entwick-
lung zu einer Technologiegemein-
schaft gestellt, mit umfangreichen
Programmen, die die wissenschaftli-
chen und technischen Grundlagen der
europäischen Industrie stärken und
ihre internationale Wettbewerbsfähig-
keit fördern sollen, und es ist - ohne
große Anstrengungen von österreichi-
scher Seite - keineswegs ausgemacht,
daß wir von der Teilnahme an diesen
Programmen vollen Nutzen ziehen
können.

Die Ausbildung, oder richtiger: die
wissenschaftliche Berufsvorbildung
an den Universitäten ist in den vergan-
genen Jahren zum Teil heftig kritisiert
worden. Kritik hat die insgesamte
starke Expansion des Hochschulbe-
reichs gefunden, die die Studenten-
zahl von 43.000 (1970) auf 148.000
(1986) ansteigen ließ, die ungleichge-
wichtige Entwicklung nach Studien-
richtungen (etwa das deutliche Zu-
rückbleiben im Bereich der techni-
schen Studienrichtungen), das Nach-
hinken im Ausbau der Universitäten
mit der Folge vielfältiger Überlastpro-
bleme, eine hohe Abbrecherrate im
Studium, die überlange Studiendauer,
eine in den letzten Jahren rasch zu-
nehmende Arbeitslosigkeit von Hoch-
schulabsolventen u. a. m. Ein Grund-
problem der Hochschulentwicklung
scheint mir dabei in der mangelnden
Reagibilität des Studienangebots der
Hochschulen auf veränderte Nachfra-
gebedingungen zu liegen - veränderte
Nachfragebedingungen sowohl im
Hinblick auf Umfang und Struktur
des Hochschulzugangs als auch im
Hinblick auf Erfordernisse von Ar-
beitsmarkt und Beschäftigung.

Mit der erreichten Quote des relati-
ven Hochschulbesuchs - oder auch
mit dem Anteil von Akademikern an
der Gesamtbeschäftigung liegt
Österreich keineswegs im Spitzenfeld
der internationalen Vergleichsgruppe.
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Das österreichische Hochschulsystem
zeichnet sich jedoch im Vergleich
durch einen hohen Grad der Homoge-
nität des Studienangebots in Form
von wissenschaftlich orientierten
Langzeitstudiengängen aus, während
kürzere Studiengänge und praktisch
orientierte Studienangebote nahezu
völlig fehlen. Eine diversifiziertere
Struktur des Studienangebots wird je-
doch den unterschiedlichen Voraus-
setzungen und beruflichen Orientie-
rungen einer heute stärker inhomoge-
nen Studentenschaft ebenso besser
gerecht wie den Bedingungen einer
zunehmenden "Akademisierung" des
Beschäftigungssystems außerhalb der
traditionellen Bereiche und Berufe
der Akademikerbeschäftigung. Die
Hochschulen haben damit noch nicht
auf einen Wandel reagiert - und auch
~aum darüber nachgedacht -, der im
Ubergang von einem elitären Ausbil-
dungssystem für drei bis fünf Prozent
eines Altersjahrganges zu einem offe-
nen Hochschulsystem für 20 Prozent
eines Altersjahrganges und für neuar-
tige Typen von Studierenden, wie Be-
rufstätigen liegt. Auch neuartige Auf-
gaben der Hochschulen, wie im ge-
samten Bereich der Weiterbildung,
werden bislang nur unzureichend
wahrgenommen.

Die beschleunigte Veränderung in
Wirtschaft, Technik und in allen ge-
sellschaftlichen Lebensbereichen läßt
generell eine abgeschlossene allge-
meine und berufliche Bildung in frü-
hen Lebensphasen immer weniger
ausreichend erscheinen als eine Quali-
fikationsausstattung für ein Arbeitsle-
ben von mehreren Jahrzehnten wie
für die Orientierungs- und Handlungs-
fähigkeit in allen anderen Bezügen.
Neues Wissen und die Veraltung von
erworbenen Kenntnissen und Fähig-
keiten weisen der Weiterbildung im
und neben dem Beruf, die bis zur
Umschulung für eine neue berufliche
Tätigkeit reichen kann, eine wachsen-
de Bedeutung zu. Die Bewältigung
der geforderten Weiterbildungs- und
Anpassungsleistungen ist dabei nicht
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nur eine Frage der wirtschaftlichen
Effektivität und der technologischen
Dynamik unseres Produktionssy-
stems, sondern auch des beruflichen
Status und der sozialen Integration
der Arbeitnehmer, einer Minimierung
der sozialen Kosten des Strukturwan-
dels und des technischen Fortschritts.

Der zunehmende Stellenwert des
gesamten Bereichs der Weiterbildung
hat zunächst Konsequenzen für die
Art und die Inhalte der allgemeinen
und beruflichen Erstausbildung. Die
erworbene Erstausbildung erhält zu-
nehmend den Charakter einer Grund-
legung für einen fortwährenden Pro-
zeß des Weiterlernens, der Spezialisie-
rung und des Wechsels der berufli-
chen Tätigkeit. Sie muß daher ein
theoretisch und methodisch sicheres
Fundament in der Breite eines Berufs-
feIdes darstellen, das einen Transfer-
gehalt der Inhalte für neue Anforde-
rungen und die Orientierung auf wei-
teres Lernen gerantiert. In diesem Sin-
ne geht es um eine Verwissenschaftli-
chung der Ausbildung, die durchaus
auch Abstriche an unmittelbar ein-
setz barer, berufsfertiger Qualifikation
bedeuten kann, die ohnehin rasch ver-
altet und besser im Beruf erworben
wird. In diesem Sinne geht es auch
eher um eine Verkürzung der Phase
der Erstausbildung als um eine weite-
re Verlängerung, wenn die zeitliche
Reichweite der vermittelten berufs-
praktischen Kenntnisse und Fähigkei-
ten ohnehin beschränkt ist und diese
in Lernphasen innerhalb und neben
dem Beruf erworben werden können.
Im Ergebnis geht es um ein Mehr an
Flexibilität und Mobilität der Arbeit-
nehmer, das jedoch auf eine deutlich
ausgeprägte berufliche Identität ge-
gründet sein muß und nicht einfach
beliebige Verfügbarkeit der Arbeits-
kraft bedeutet.

Ein Mehr an Qualifikation und an
Flexibilität und Mobilität der Arbeit-
nehmer durch Weiterbildung wird an-
dererseits Veränderungen der organi-
satorischen und finanziellen Rahmen-



bedingungen der Weiterbildung erfor-
dern. Ähnliche Probleme wie im Be-
reich der Lehrausbildung setzen den
Möglichkeiten der einzelnen Betriebe
für Investitionen in die Qualifikation
ihrer Mitarbeiter gewisse Grenzen.
Dies würde dafür sprechen, die Wei-
terbildung zumindest teilweise in ein
verändertes System der Finanzierung
der Lehrausbildung mit einzubezie-
hen. Ebenso wäre daran zu denken,
den Prozeß der Arbeitszeitverkürzung
für Verbesserungen im Bereich der
Weiterbildung zu nutzen. Hier sind
durchaus neue Modelle und Experi-
mente gefragt, die auch auf die beson-
deren Probleme einzelner Wirtschafts-
zweige zugeschnitten sein sollten und
im Rahmen tarifvertraglicher Verein-
barungen realisiert werden könnten.

Die Diskussion um einen Facharbei-
termangel und das Bewußtsein eines
Nachholbedarfs Österreichs an wirt-
schaftlichem Strukturwandel und an
Innovationsorientierung in großen
Bereichen der österreichischen Wirt-
schaft geben auch Fragen der Bil-
dungs- und Berufsbildungspolitik ei-
ne neue und, gegenüber den 60er und
70er Jahren, veränderte Aktualität. Ei-
ne Politik der Wahrung von Arbeit-
nehmerinteressen wäre daher gut be-
raten, der Bildungs- und Berufsbil-
dungspolitik höhere Aufmerksamkeit
und aktiveres Engagement zu wid-
men, als dies in der Vergangenheit
teilweise der Fall war. Die Bildungs-
politik ist jedenfalls zu wichtig, um sie
hauptsächlich der "educational class"
zu überlassen.
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